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Erste Zugeständnisse bei der Besoldung 
 
Kiel, 07.12.2025 – Die Landesregierung Schleswig-Holsteins hat im Finanzausschuss 
des Landtags sowie gegenüber dem dbb sh und der komba gewerkschaft sh ihr 
Vorgehen zur verfassungskonformen Anpassung der Besoldung vorgestellt. Ab 2025 
sollen alle Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) antragsunabhängig 
umgesetzt werden, für bestehende wie künftige Entscheidungen. Das ist aus unserer 
Sicht eine Selbstverständlichkeit, wir behalten uns hierzu weitere Schritte vor. 
 
Finanzministerin Silke Schneider kündigte an, die Vorgaben des BVerfG ab 2026 nach 
Vorliegen der Tarifeinigung für die Länder umzusetzen, mit rückwirkender Anpassung 
für 2025. Die Umsetzung der Vorgaben zur Besoldung soll ab 2026 erfolgen, sobald 
die Tarifeinigung für die Länder vorliegt. Nachzahlungen halten wir für unumgänglich. 
Die Ministerin hat signalisiert, hierfür Rücklagen bilden zu wollen. Dennoch empfehlen 
wir vorsorglich entsprechende Anträge zu stellen, da die genaue Ausgestaltung des 
Gesetzes offen ist und mittlerweile viel Vertrauen verloren ging. Bereits eingereichte 
Anträge werden voraussichtlich ruhend gestellt, Unterlagen hatten wir unseren 
Mitgliedern bereits zur Verfügung gestellt. Umso wichtiger ist ein gutes Tarifergebnis 
in der Einkommensrunde TV-L – auch für Verbeamtete, denn das Ergebnis hat 
Auswirkungen auf die Gesetzgebung zur Besoldung. Bitte reichen Sie Urlaub oder 
Zeitausgleich ein, wenn Aktionen der komba und des dbb zur Einkommensrunde der 
Länder geplant sind, unser Grundgesetz gibt Ihnen das Recht zu demonstrieren. 
 
Zu den Besoldungsjahren 2022 bis 2024 ist unsere Klage beim BVerfG anhängig, 
insbesondere zur Unzulässigkeit lediglich familieneinkommensabhängiger Zuschläge. 
Auch hier rechnen wir fest mit Korrekturbedarf und halten an der ruhenden Stellung 
offener Anträge fest. 
 
Zudem überprüft das BVerfG derzeit noch unsere erste Klage zur Besoldung der 
Jahre 2007 bis 2021 im Hinblick auf die Kürzung und Streichung des 
„Weihnachtsgeldes“. Eine Entscheidung steht weiterhin aus. Angesichts der aktuellen 
Rechtslage zeigt sich Ministerin Schneider inzwischen deutlich zurückhaltender, 
nachdem sie sich nach dem jüngsten Urteil des Verwaltungsgerichts Schleswig in 
ihrer Auffassung einer korrekten Besoldung zunächst noch bestätigt sah. Auch hier 
rechnen wir fest mit einem Korrekturbedarf. 
 
Die komba gewerkschaft sh und der dbb sh begleiten diese Entwicklungen eng und 
setzen sich mit Nachdruck für eine gerechte, verfassungskonforme Besoldung im 
öffentlichen Dienst Schleswig-Holsteins ein.   
 

An alle Verbeamteten im Kommunal- und Landesdienst: Unterstützen Sie 
unseren Einsatz für deutlich mehr Respekt und gegen Ungerechtigkeit. 
100 Prozent der Dienstherren sind organisiert – wie ist das bei Ihnen? 

 


